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Satzung
über die Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten

Aufgrund der §§ 5a und 6 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) vom 22.08.1996
(Nds. GVBl. S. 382) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat in seiner Sitzung
am 03.03.2008 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

(1) Der Rat entscheidet über die Berufung und Abberufung der Gleichstellungsbeauftragten. Die
Gleichstellungsbeauftragte erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 250 €
und für die Teilnahme an Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe von 15 € je Sitzung.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte erhält eine um bis zu 50 % erhöhte Aufwandsentschädigung
und ein um 50 % erhöhtes Sitzungsgeld, wenn ihr während der Wahrnehmung ihrer Tätigkeit
nachweislich Aufwendungen für die Betreuung von Kindern unter 12 Jahren entstehen.

(3) Die zur Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Fahrten innerhalb des Landkreises Hil-
desheim sind durch ein Fahrtenbuch nachzuweisen und spätestens innerhalb von sechs Mo-
naten abzurechnen.

(4) Für durch den Bürgermeister genehmigte Dienstreisen besteht Anspruch auf Zahlung der
Reisekostenentschädigung nach den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes in der
jeweils geltenden Fassung. Daneben kommen die Zahlung von Sitzungsgeldern und die Er-
stattung von Auslagen nicht in Betracht.

§ 2

(1) Die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten hat das Ziel, zur Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern beizutragen. Sie wirkt nach Maßgabe dieser Satzung an
allen Vorhaben, Entscheidungen, Programmen und Maßnahmen mit, die Auswirkungen auf die
Gleichberechtigung der Geschlechter und die Anerkennung der gleichwertigen Stellung von
Frauen und Männern in der Gesellschaft haben.

(2) Zur Verwirklichung der in Satz 1 genannten Zielsetzung, insbesondere zur Verbesserung
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, kann sie Vorhaben und Maßnahmen anregen, die die
Arbeitsbedingungen innerhalb der Verwaltung, personelle, wirtschaftliche und soziale Angele-
genheiten des öffentlichen Dienstes der Stadt oder Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft
betreffen.

(3) Der Rat kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben zur Förderung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern übertragen. Die Gleichstellungsbeauftragte kann dem
Rat hierfür einen Vorschlag vorlegen.

§ 3

Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar dem Bürgermeister unterstellt. Bei der rechtmä-
ßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie an Weisungen nicht gebunden.

§ 4

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen des Rates, des Verwaltungsaus-
schusses, der Ausschüsse des Rates, der Ausschüsse nach § 53 NGO und der Ortsräte teil-
nehmen. Sie ist auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören.

(2) Sie kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung der
Sitzung des Rates, eines seiner Ausschüsse, des Verwaltungsausschusses oder der Ortsräte
gesetzt wird.



(3) Widerspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, dem Ergebnis der
Vorbereitung eines Beschlusses des Rates durch den Verwaltungsausschuss, so hat der Bür-
germeister den Rat zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen
Gründe hinzuweisen.

(4) Abs. 3 ist auf Beschlussvorschläge für den Verwaltungsausschuss, die Ausschüsse des
Rates, die Ausschüsse nach § 53 NGO und die Ortsräte entsprechend anzuwenden.

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte ist auf Verlangen des Rates verpflichtet, Auskunft über ihre
Tätigkeit zu geben; dies gilt nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung unterliegen
(§ 5 Abs. 3 Satz 1 NGO).

§ 5

(1) Der Bürgermeister hat die Gleichstellungsbeauftragte in allen Angelegenheiten, die ihren
Aufgabenbereich berühren, rechtzeitig zu beteiligen und ihr die erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Dies gilt insbesondere in Personalangelegenheiten.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben erforderlichen Umfang berechtigt, Einsicht in die Akten der Stadtverwaltung zu nehmen, in
Personalakten jedoch nur mit Zustimmung der betroffenen Bediensteten.

§ 6

Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbe-
reiches unterrichten.

§ 7

Für den Fall, dass die Gleichstellungsbeauftragte voraussichtlich länger als sechs Wochen an
der Ausübung ihres Amtes gehindert ist, bestellt der Verwaltungsausschuss eine Bedienstete
mit der Wahrnehmung der Geschäfte. Die Amtszeit der vorübergehenden Vertreterin endet mit
dem Zeitpunkt, zu dem die Gleichstellungsbeauftragte ihre Tätigkeit wieder aufnimmt.

§ 8

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amtsblatt des Landkreises Hildesheim in
Kraft. Gleichzeitig treten die bisherige Satzung und die Richtlinien für die Arbeit der Frauenbe-
auftragten der Stadt Bockenem vom 14.08.1995 außer Kraft.

Bockenem, 04.03.2008

Martin Bartölke
Bürgermeister


